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1953 


Drucksache 


Auswärtiges Amt 


Bonn, den 23. Oktober 1954 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Überprüfung, ob durch die Personalpolitik Miß- 
stände im auswärtigen Dienst eingetreten sind 
hier: Dr. Werner von Bargen 

Bezug: Drucksache Nr. 4154 des 1. Deutschen Bundestages 


Mit dem oben bezeichneten Schreiben habe ich mitgeteilt, daß das 
Auswärtige Amt den Bundesdisziplinaranwalt gebeten hat, zur Nach- 
prüfung der gegen den Gesandten z. Wv. Dr. von Bargen erhobenen 
Vorwürfe die ihm geboten erscheinenden Ermittlungen durchzuführen. 

Nach Beendigung dieser Ermittlungen hat der Bundesdisziplinar- 
anwalt festgestellt, daß 

die verschiedenen Aussagen des Beschuldigten keine strafrecht- 
lich oder disziplinarrechtlich zu ahndenden Widersprüche auf- 
weisen und keine Verletzung der Wahrheitspflicht enthalten, 

das Verhalten des Beschuldigten in Belgien und Frankreich 
keinen strafrechtlichen Tatbestand erfüllt und zu strafrecht- 
lichem oder disziplinarrechtlichem Vorgehen gegen den Beschul- 
digten keine Handhabe bietet-I 

Abschließend kommt der Bundesdisziplinaranwalt zu folgendem 
Ergebnis : 

1. Zu einer Anzeige gegen den Beschuldigten von Bargen bei der 
Staatsanwaltschaft fehlt jede Grundlage. 

2. Zur Einleitung eines förmlichen Disziplinarverfahrens gegen den 
Beschuldigten von Bargen (§ 28 BDO) ist keine Handhabe ge- 
geben. 

3. Die im pflichtmäßigen Ermessen der Behörde liegende Verhän- 
gung einer Disziplinarstrafe (§ 3, 24, 25 BDO) ist ebenfalls nicht 
angezeigt. 

4. Die Einstellung des Verfahrens ist begründet. 


Druck: Budidruckerei Peter Meier, Buisdorf /Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



In seiner eingehenden schriftlichen Stellungnahme hebt der Bundes- 
disziplinaranwalt insbesondere hervor, daß Gesandter z. Wv. Dr. von 
Bargen zweifellos an der Durchführung der Deportationen der 
.Juden aus Belgien keinen Anteil gehabt und in keiner Weise dabei 
mitgewirkt hat, sondern im Gegenteil ernstlich bemüht gewesen 
ist, sie zu verhindern, aufzuschieben oder, als dies für die Gesamt- 
heit der Betroffenen nicht gelang, sie auf einen kleineren Kreis 
zu beschränken. 

Die dem Bundesdisziplinaranwalt übersandten Unterlagen sowie die 
schriftliche Stellungnahme des Bundesdisziplinaranwalts haben dem 
ehemaligen Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses Nr. 47 des 
1. Bundestages Vorgelegen. 

Im Hinblick auf das Ergebnis des Ermittlungsverfahrens des Bundes- 
disziplinaranwalts habe ich nunmehr die am 4. April 1952 ausge- 
sprochene Beurlaubung des Gesandten z. Wv. Dr. von Bargen auf- 
gehoben. 


In Vertretung 


Blankenhorn 



